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Toronto — Elizabeth Mays politi-
sche Existenz inKanada ist nicht
einfach. Die Parteivorsitzende
der Grünen führt das Leben ei-
ner Randerscheinung im Parla-
ment von Ottawa, wo Sitze aus-
schließlich als Direktmandate
im Mehrheitswahlrecht verge-
ben werden. So repräsentiert
May das einzige Mandat, das die
Grünen bei den Parlamentswah-
len im Mai ergattern konnten
und fühlt sich oft als einsame
Streiterin für die Umwelt in der
Hauptstadt. Auch sonst haben
die Grünen in Kanada es schwer,
den Menschen Umweltthemen
nahe zu bringen. Das Leben der
Kanadier ist geprägt von den
großen Distanzen in dem zweit-
größten Land der Erde, die auf
oft holprigen Pisten mit benzin-
schluckenden Trucks überwun-
den werden. Im Winter wird
kräftig gegen die eisige Kälte ge-
heizt. Und die klimaschädliche
Ölsand-Industrie in der Provinz
Alberta schafft zehntausende
von Arbeitsplätzen.
Doch am Dienstag hatte May

für einen Moment das Interesse
derNation auf ihrer Seite.Kana-
das Umweltminister Peter Kent
hatte nach seiner Rückkehr von
der Klimakonferenz in Durban
Kanadas Ausstieg aus dem Kyo-
to-Protokoll verkündet – zum
Unmut der internationalen Ge-
meinschaft. „Dies ist eine ein-
deutige Botschaft an den Rest
der Welt – Kanada schert sich
nicht“, schimpfte die Grünen-
Vorsitzende auf einer Presse-
konferenz in Ottawa.
May wirft der konservativen

Regierung unter Premierminis-
ter Stephen Harper sogar vor,
Gesetzesbruch zu begehen. Die
Vorgaben des Kyoto-Protokolls
seien 2007 in ein Gesetz verwan-
delt worden, das in Kanada nach
wie vor gültig sei und nicht ein-
fach ohne Einbezug des Parla-
ments ausgesetzt werden könne.
„Ich fragemich, ob der Premier-
minister wirklich glaubt, er kön-
ne einfach ein nationales Gesetz
missachten, ohne eine Debatte
im Parlament zu haben.“
Während erste Meinungsum-

fragen inKanada darauf hindeu-
ten, dass eineMehrheit der Bür-
ger dem Kyoto-Ausstieg zumin-

dest als problematisch erachtet,
verwiesen Kommentare oft dar-
auf, dass die Entscheidung den-
noch auf ein wenig ausgeprägtes
Umweltbewusstsein zurückgin-
ge. So schreibt einKommentator
der Zeitung Globe and Mail:
„Wenn wir vor der Wahl stehen
zwischen persönlichen Unbe-
quemlichkeiten zur Reduktion
von Treibhausgasen und der
Versicherung, dass fossile
Brennstoffe billig und reichlich
bleiben, entscheiden wir uns
konstant und mit überwältigen-
der Mehrheit für das letztere.“
Die Regierung habe aus diesem
Verhalten lediglich ein Mandat
für ihr Handeln abgeleitet.

Experten verweisen auch dar-
auf, dass der Zeitpunkt für inter-
nationale Empörung über die
Umweltpolitik Kanadas ohne-
hin sehr spät gewählt sei. Das
Land habe sich nämlich nicht
erst durch den Ausstieg aus dem
Kyoto-Protokoll zum Klima-
sünder gemacht. Vielmehr wur-
den die Vorgaben niemals umge-
setzt. Die Regierung hatte sich
verpflichtet, Emissionen zwi-
schen 2005 und 2020 um 17 Pro-
zent zu reduzieren – nicht annä-
hernd genug für die Kyoto-Vor-
gaben.
Die Entscheidung war somit

aus kanadischer Sicht vor allem
von finanzieller Natur. Umwelt-
minister Kent wollte mit der von
politischen Experten schon lan-
ge prognostizierten Flucht vor
Kyoto den anstehenden Strafge-

bühren für die Verletzung des
Umweltprotokolls zuvorkom-
men. Nach Kents Angaben er-
spart sich dieRegierungmit dem
Schritt Strafgebühren in Höhe
von 14Milliarden Dollar.
Somit geht es Kanada vor al-

lem ums Geld. Der wichtigste
Aspekt im Zusammenhang mit
der andauernden Missachtung
der Kyoto-Vorgaben sind ein-
deutig die Bedürfnisse der Öl-
sand-Industrie, die gleicherma-
ßen hauptverantwortlich für die
Emissionen des Landes aber
auch für zehntausende von Ar-
beitsplätzen ist. Nach Angaben
derÖlsand-Industrie selbst wer-
den in dennächsten 25 Jahrenbis
zu einer halben Million Jobs di-
rekt oder indirekt von Schieferöl
abhängig sein.
Premierminister Harper sieht

die geschätzten 180 Milliarden
Barrel, die noch aus dem Ölsand
gefördert werden können als
Mittel, umKanada nach eigenen
Worten in eine „Energie-Super-
macht“ zu verwandeln. Joe Oli-
ver,Minister fürNatürlicheRes-
sourcen in Harpers Kabinett,
sagt: „Uns wurde versichert,
dass die Ölsand-Industrie in den
nächsten 25 Jahren rund 2,3 Bil-
lionen Dollar an Wirtschaftsak-
tivität verursachen wird.“
Laut Umweltstudien ist die

Ölsand-Industrie jedoch ökolo-
gisch unhaltbar. Sie benötige ein
Barrel Öl, um drei Barrel Öl zu
produzieren, was zu gewaltigen
Treibhaus-Emissionen führt. Es
wird geschätzt, dass bis 2012 der
Energieaufwand in der Ölsand-
Förderung demHeizbedarf aller
kanadischen Haushalte gleich-
kommen wird. Dabei werde re-
lativ sauberes natürliches Gas
verbrannt, um schmutziges
Schieferöl zu gewinnen – ein
Vorgang, der von kritischen
Wissenschaftlern als 'rückwärti-
ge Alchemie' verspottet wird,
weil es so logisch sei, wie Gold in
Blei zu verwandeln.
DochÖlsand-BoomundKyo-

to-Ausstieg können auch von
derGrünenMay kaumnoch ver-
hindert werden. Selbst wenn die
Klima-Entscheidung noch vor
demkanadischen Parlament lan-
det, stehen die Chancen
schlecht. Dort hat die konserva-
tive Regierung seit den Wahlen
imMai eine absoluteMehrheit.

Kaum noch Phosphat
in Waschmitteln

Straßburg — In der EUwird es
bald kaummehr Phosphate in
Wasch- und Reinigungsmitteln
geben. Das EU-Parlament
stimmte amMittwoch für
strenge Grenzwerte. InWasch-
mitteln dürfen ab 2013 höchs-
tens 0,5 GrammPhosphatver-
bindungen verbleiben, für
Spülmittel gilt dies ab 2017. dpa

Schlappe für SVP bei
Regierungsbildung

Bern — Bei derWahl der neuen
Schweizer Regierung ist die na-
tional-konservative Schweize-
rische Volkspartei (SVP) mit
ihrer Forderung nach zwei der
insgesamt siebenMinisterpos-
ten gescheitert. Stattdessen be-
stätigten die beiden Kammern
des Parlaments in Bern Finanz-
ministerin EvelineWidmer-
Schlumpf von der liberalen
Partei BDP imAmt. Ihren Ka-
binettsposten hatte die SVP für
sich reklamiert.Damit blieb die
bisherige parteipolitische Zu-
sammensetzung erhalten. dpa

Präsident wird künftig
direkt gewählt

Prag —Tschechiens Bürger sol-
len ihren Präsidenten in Zu-
kunft selbst wählen können.
Eine entsprechende Verfas-
sungsänderung billigte das Ab-
geordnetenhaus in Prag am
Mittwochmit großerMehr-
heit. Bislang wurde der Präsi-
dent von den beiden Kammern
des Parlaments gewählt. dpa

Sacharow-Preis an
Arabischen Frühling

Straßburg — Zwei Aktivisten
des Arabischen Frühlings aus
Ägypten und Libyen haben in
Straßburg den Sacharow-Preis
des EU-Parlaments erhalten.
Der TunesierMohammed
Bouazizi, der sich 2010 ange-
zündet hatte, wurde posthum
geehrt. Zwei syrische Preisträ-
ger konnten nicht anreisen. dpa

Joe Oliver
Kanadischer Minister

Uns wurde
versichert, dass

die Ölsand-Industrie
in den nächsten 25
Jahren rund 2,3
Billionen Dollar an
Wirtschaftsaktivität
verursachen wird.
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KLIMASCHUTZ Kanada steigt
aus demKyoto-Protokoll aus,
weil es mit seiner
Ölsand-Industrie zur
Energie-Supermacht werden
will. Kritiker sehen in dieser
Strategie eher „umgekehrte
Alchemie“: die Verwandlung
von Gold in Blei.
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